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Iſt eine Gaſtgewerbs-Conceſſion an ein beſtimmtes 

Gebäude gebunden, und erliſcht dieſe Berechtigung 

mit dem Hinwegfalle dieſes Gebäudes als Gewerbs- 
Ausübungsobjertes ? 


Von Dr. Leopold Preleuthner. 


Die vorliegende Frage iſt eine ſolche, über welche unſere Gewerbe⸗ 
ordnung vom 20. December 1859 keine directe Auskunft gibt, und 
welche daher in der Praxis verſchiedenartige Beantwortung erfährt. 

Es frägt ſich nun, welche iſt die richtige und entſpricht der ratio 
legis, diejenige, welche ſagt, die Gaſtgewerbs⸗Conceſſion iſt an das 
Gebäude, für welches fie ertheilt wurde, für immer gebunden und 
erliſcht, ſobald ſie in demſelben nicht mehr ausgeübt werden kann, 
oder diejenige, welche den Satz aufſtellt, die Conceſſion wird für eine 
beſtimmte Gemeinde mit dem Standorte eines beſtimmten zum gewerb⸗ 
lichen Betriebe deſtinirten Gebäudes ertheilt und kann, falls ihre Aus⸗ 
übung in dieſem Gebäude nicht mehr möglich iſt, auf den Standort 
eines andern in der Gemeinde gelegenen Gebäudes, — ſelbſtverſtänd⸗ 
lich bei Zutreffen der ſonſtigen gewerbspolizeilichen Erforderniſſe — 
transferirt werden? 

Um dies zu beurtheilen, erſcheint es nöthig, einen Zuſammenhalt 
der Conſequenzen beider Interpretationen mit den geſetzlichen Intentionen 
zu verſuchen, wornach ſodann auf den geſetzmäßigen Charakter einer 
derſelben ein Rückſchluß gemacht werden kann. 


Die erſte Interpretation ſchließt jede Transferirung aus und faßt 
den $ 18 der Gewerbeordnung, welcher von den beſonderen Erforder⸗ 
niſſen zur Verleihung conceſſionirter Gewerbe ſpricht, in der Weiſe auf, 
daß, nachdem beſagter Paragraph nur von den Erforderniſſen bei der 
Verleihung und nicht auch der Uebertragung conceſſionirter Gewerbe 
ſpreche und insbeſondere im zweiten Abſatze *) die Erforderniſſe der 
ins Auge zu ſaſſenden Localverhältniſſe und Rückſichten der polizeilichen 
Ueberwachung nur bei Verleihung und nicht auch bei Uebertragung 
in Ausſicht nehme, eine Uebertragung überhaupt nicht im Sinne des 
Geſetzes liege. 

Dieſer Argumentation ſteht jedoch 8 48 der Gewerbeordnung ent⸗ 
gegen, welcher unter gewiſſen Vorausſetzungen nur die Gewerbsüber⸗ 
ſiedlung in einen anderen Bezirk als die Begründung eines neuen 
Gewerbes erklärt und daher, wenn eine Gewerbsübertragung auf Grund 
der urſprünglich ertheilten Conceſſion in demſelben Bezirke — und bei Gaſt⸗ 
gewerben ſogar in derſelben Gemeinde — nicht im Sinne des 
Geſetzes läge, auch eine ſolche Uebertragung als Begründung eines 
neuen Gewerbes hätte erklären müſſen. 

Es engt dieſe Interpretation die Wirkſamkeit der Gaſtgewerbs⸗ 
Conceſſion auf ein unendlich beſchränktes Minimum ein, welches faſt 
dem der radicirten Gewerbe gleichkömmt, nämlich auf ein einziges 
Ausübungsobject, mit welchem die Conceſſion ſteht und fällt, während 
die zweite Interpretation dieſer Wirkſamkeit einen ganz anderen Spiel⸗ 
raum gewährt. 

Es wird die Conceſſion für eine beſtimmte Gemeinde mit dem 
Standorte eines beſtimmten Hauſes ertheilt, an welches dieſelbe jedoch 
keineswegs in der Weiſe gebunden iſt, daß ihr Beſtand von dem des 
Hauſes immer abhängig wäre. 

Eine ſolche Abhängigkeit läßt ſich um ſo weniger abſehen, als ja 
das Geſetz bei Gaſtgewerben durch die beſonderen Erforderniſſe der ent⸗ 
ſprechenden Beſchaffenheit der Localverhältniſſe und der Möglichkeit der 
polizeilichen Ueberwachung der Zuweiſung einer Gaſtconceſſion an einen 
unpaſſenden Standort zur Genüge vorgebeugt hat und daher die 
Uebertragung dieſes Befugniſſes an einen ſolchen ohnedies eine Unmög⸗ 
lichkeit wäre; denn die von der Gewerbsbehörde vorzunehmende Prüfung 
über die gewerbspolizeiliche Eignung oder Nichteignung des Locales muß 
bei Uebertragungen ebenſo wie bei Conceſſionsneuertheilungen ſtattfinden, 
weil durch eine Uebertragung ohne behördliche Genehmigung des zum 
weiteren Betriebe in Ausſicht genommenen Locales den maßgebenden, 
vorcitirten Beſtimmungen des 8 18 der Gewerbeordnung nicht ent⸗ 
ſprochen wäre. 

Der Conceſſionsinhaber beſitzt alſo die Freiheit, falls die Con⸗ 
ceſſionsausübung in dem bisher hiezu benützten Gebäude nicht mehr 


*) Zur Bequemlichkeit des Leſers wird dieſer Abſatz im Nachſtehenden 
reproducirt: 

„Bei der Verleihung der im 8 16 zu 1, 2, 4, 7 bis einſchließig 14 er⸗ 
wähnten Gewerbe ſind überdies die Localverhältniſſe und die Rückſichten der 
polizeilichen Ueberwachung ins Auge zu faſſen.“ 


möglich ift, innerhalb des Gemeindegebietes, für welches ihm das Be⸗ 
fugniß verliehen iſt, dieſen ihm geſtatteten Betrieb in einem ander n 
von der Gewerbsbehörde zu dieſem Zwecke genehmigten Gebäude fort⸗ 
zuſetzen. 

Dies iſt vollkommen dem Grundſatze der Gewerbefreiheit 
entſprechend, welche jede unnöthige Einſchränkung der gewerblichen Be⸗ 
fugniſſe zu verhindern trachtet. 

Und weßhalb ſollte Jemand, der alle Erforderniſſe zur Erlangung 
einer Gaſtgewerbs⸗Conceſſion erfüllt hat, deßhalb, weil er ſein Gewerbe 
in einem beſtimmten Locale aus irgend einem Grunde nicht mehr betrei⸗ 
ben kann, aufhören, ein Gaſtwirth zu ſein? Dieſer Grundſatz könnte 
ſchließlich noch zu der bedenklichen Conſequenz führen, daß die Gaſt⸗ 
und Schankgewerbe nur um der Localitäten und nicht letztere um der 
erſteren willen vorhanden ſeien. 

Um den erörterten Auslegungen nun auch unter Hinblick auf die 
Prapis eine weitere Beleuchtung zu geſtatten, vergegenwärtigen wir uns 
folgenden Fall: 


Der Eigenthümer eines Hauſes, in welchem ſeit Jahren ein bereits 
renommirtes, dem Conceſſionsinhaber ein anſtändiges Erträgniß abwer⸗ 
fendes Gaſt⸗ und Schankgewerbe betrieben wird, kündet, da er gelegent⸗ 
lich eines ſpeciellen Falles in Kenntniß gelangte, daß eine Gaſtconceſſion, 
wenn ſie im bisherigen Standorte nicht mehr betrieben werden könne, 
erlöſche, die bisher zum gedachten Betriebe dienliche Localität mit dem 
Beifügen, daß er dieſe Kündigung nur dann zurückzuziehen geſonnen 
ſei, wenn der Conceſſionsinhaber ihm das doppelte oder dreifache des 
bisherigen Miethzinſes zu zahlen ſich erböte. 

Nun kann leicht der Fall eintreten, daß in der betreffenden Ge⸗ 
meinde durch vielfache Verleihungen von Gaſtgewerbs⸗Conceſſionen bereits 
eine ſolche Ueberfüllung an derartigen Gewerben eingetreten iſt, daß 
die Gewerbsbehörde aus dieſem Grunde nicht in der Lage wäre, wenn⸗ 
gleich Obgenannter eine Gaſtconceſſion bereits beſeſſen hatte, mit der 
Verleihung einer neuen Conceſſion an denſelben vorgehen zu können; 
— während, wenn die Conceſſion durch Hinwegfall des bisherigen 
Standortes nicht erlöſchen würde, ſie eine Uebertragung dieſes Be⸗ 
fugniſſes an einen andern Standort bei conſtatirter Eignung des 
Locales und Möglichkeit der polizeilichen Ueberwachung nicht ver⸗ 
weigern könnte, weil in dieſem Falle die Conceſſion noch fortbeſtehen 
und es ſich nur um die Genehmigung eines andern Betriebsobjectes 
handeln würde. 

Es ſtünde alſo der Conceſſionsinhaber vor der Alternative, ent⸗ 
weder den geforderten Miethzins zu bezahlen, welcher vielleicht mit dem 
Erträgniſſe ſeines Gewerbes in keinem Verhältniſſe ſteht und ihm den 
ferneren Betrieb unmöglich macht, oder um neue Verleihung einer Gaſt⸗ 
conceſſion für eine andere Gemeinde einzuſchreiten, in welcher er, da 
die vortheilhaften, auf einem im Laufe der Jahre erworbenen Gäſtekreis 
baſirenden Erwerbsverhältniſſe mit dem Hinweggange aus der Gemeinde 
vorausſichtlich für ihn verloren gehen, vielleicht gar keine Geſchäſte 
macht, und auch ſo in ſeinem Erwerbe geſchädigt, wenn nicht gar ver⸗ 
nichtet wird. 

Es braucht wohl nicht weiter ausgeführt zu werden, in welch 
exiſtenzbedrohende Verhältniſſe der Abhängigkeit von der ungerechteſten 
Willkür eines Localitätenvermiethers derartige Conceſſionsinhaber gelan⸗ 
gen können, wenn der ausgeführten Auffaſſung in der Praxis Raum 
gegeben würde. 


Gibt man hingegen dem Grundſatze Folge, daß die Uebertragung 
der in dem bisherigen Locale betriebenen Conceſſion bei Erfüllung der 
hiebei geſetzlich geſtellten Bedingungen möglich ſei, wie dies in der Praxis 
auch faſt durchſchnittlich und allerorts der Fall iſt, ſo iſt ſolchen Unzu⸗ 
kömmlichkeiten von vorneherein vorgebeugt, weil es ſicherlich keinem Ver⸗ 
miether einſallen wird, hinſichtlich des zum Gewerbsbetriebe vermiethe⸗ 
ten Locales übermäßige Forderungen zu ſtellen, wenn er weiß, daß der 
Conceſſionsinhaber, ohne in der Wirkſamkeit ſeines Befugniſſes einen 
Eintrag zu erleiden, einen Wechſel ſeines gewerblichen Standortes vor⸗ 
zunehmen im Stande iſt. Und, abgeſehen von dem Schutze gegen Be⸗ 
nachtheiligungen der erwähnten Art, gewährt eine derartige Tranzferi- 
rung dem Conceſſionsinhaber unter Umſtänden ſogar namhaften Vor⸗ 
theil, wenn er ſein Gewerbe, welches durch Anſiedlung zu vieler Gaſt⸗ 
gewerbe in nächſter Nähe ſeines Betriebsſtandortes möglicherweiſe eine 
Einbuße erlitten hat, oder durch, wenn dies nicht der Fall, durch die 
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Wahl eines ſeinem Betriebe günſtigeren Standortes die Erwerbs⸗ 
verhältniſſe ſich verbeſſern kann. 

Es bedarf ſonach wohl keines ferneren Hinweiſes, welcher von 
beiden Interpretationen durch die dargelegten Ausführungen die Eigen⸗ 
ſchaft zugedacht iſt, daß ſie der ratio legis entſpreche. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Verhaltung der Gemeinde im politiſchen Wege zum Erſatze der 
von einer Gerichtsbehörde geforderten Armenverpflegskoſten für 
Kinder mittelloſer Gefangener. 

Der nach J., recte in die Ortsgemeinde H., zu welcher die 
Ortſchaft J. gehört, zuſtändige Vagabund Wenzel V. wurde ſammt 
ſeiner dreijährigen Tochter dem Bezirksgerichte in P. von der dortigen 
Gendarmerie am 29. Juli 1877 eingeliefert und mit Urtheil vom 
5. Auguſt 1877, Z. 2217, wegen einer Uebertretung zu fünfwöchent⸗ 
lichem Arreſte verurtheilt, welche Strafe derſelbe auch angetreten hat. 

Da Wenzel V. ein Witwer iſt, ſo wurde ſeine Tochter im Be⸗ 
zirksgerichte belaſſen und vom 29. Juli bis 11. September 1877, 
ſomit durch 45 Tage verpflegt, wodurch an Verpflegskoſten, zu 12 kr. 
täglich, eine Auslage von 5 fl. 40. kr. erwachſen iſt. 

Das Bezirksgericht in P. erſuchte die Bezirkshauptmannſchaft in 
C. um die Einhebung der Verpflegskoſten pro 5 fl. 40 kr. von der 
zuſtändigen Gemeinde J. — Die Bezirkshauptmannſchaſt in C. forderte 
unter dem 6. September 1877, Z. 6203, den Gemeindevorſtand in H. 
zur Vorlage des Betrages von 5 fl. 40 kr. in acht Tagen aus 
Gemeindemitteln auf. 

Nach mehrfachen Betreibungen brachte der Gemeindevorſtand in 
H. eine Vorſtellung, eventuell Beſchwerde ein. 

Die böhmiſche Statthalterei hat mit dem Erlaſſe vom 12. Decem⸗ 
ber 1877, 8. 66.763, über dieſe Beſchwerde den bezirkshauptmannſchaſt⸗ 
lichen Auftrag wegen Incompetenz behoben, weil in dem vorliegenden 
Falle, wo es ſich nicht um Erſatzanſprüche einer Gemeinde, ſondern 
um Erſatz von Koſten für eine Arme an ein Bezirksgericht handelt, 
die im § 39 des Geſetzes vom 3. December 1863, R. G. Bl. 
Nr. 105, normirte Competenz der politiſchen Behörden nicht Platz greift. 

Ueber den Miniſterialrecurs des Bezirksgerichtes in P. fand das 
k. k. Miniſterium des Innern mit dem Erlaſſe vom 6. Juni 1878, 
3. 1861, die Statthalterei⸗Entſcheidung vom 12. December 1877, 
Z. 66.763, außer Kraft zu ſetzen und den Auftrag der Bezirkshaupt⸗ 
mannſchaft in C. zu beſtätigen, „weil nach der mit dem Erlaſſe des 
k. k. Miniſteriums des Innern vom 12. December 1869, Z. 16.288, 
den politiſchen Behörden mitgetheilten Verordnung des k. k. Juſtiz⸗ 
miniſteriums vom 7. December 1869, Z. 13.546, die Gerichte ſich in 
allen Fällen, in welchen es ſich um die Hereinbringung der Verpflegs⸗ 
koſten für Kinder mittelloſer Gefangener handelt, und in welchen die 
Erhebungen über das Vorhandenſein zur Zahlung berufener Verwand⸗ 
ten erfolglos geblieben find, an die der betreffenden Zuſtändigkeitsge⸗ 
meinde vorgeſetzte politiſche Behörde zu wenden haben, damit die Ver⸗ 
gütung nach Maßgabe der geſetzlichen Beſtimmungen über die Armen⸗ 
verſorgung hereingebracht werde, und in der diesfälligen Aufforderung 
an die Gemeinde, der ihr geſetzlich obliegenden Verpflichtung nachzu⸗ 
kommen, eine incompetente Amtshandlung nicht erblickt werden kann.“ 

H. 


Betreffend die Conceſſion ſogenannter Patentbureaus für Privi⸗ 
legien⸗Vermittlungsgeſchäfte. 

Ueber dieſe Frage wurde anläßlich eines diesfälligen Anſuchens 
vom k. k. Miniſterium des Innern unter dem 7. Juli 1878, Z. 3724, 
an die Statthalterei in W. Nachſtehendes hinausgegeben: 

„Mit dem Berichte vom 31. October v. J., 3 32.613, wurde 
das Geſuch des Heinrich Z. in W. um die Conceſſion zur Errichtung 
und zum Betriebe eines ſogenannten Patentbureau zur Vermittlung der 
Erwirkung und des Kaufes, ſowie des Verkaufes von Privilegien auf 
Entdeckungen, Erfindungen und Verbeſſerungen mit dem Antrage auf 
Ermächtigung, dieſes und allfällige ähnliche Einſchreiten im vollen Um⸗ 
fange bewilligend erledigen zu dürfen, hieher vorgelegt. 
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Hierüber wird der k. k. Statthalterei nach gepflogenem Einver⸗ mung des § 14 des Geſetzes vom 3. Mai 1850, Z. 181, von einer 
nehmen mit dem k. k. Handelsminiſterium und dem k. k. Juſtizmini⸗ Verjährung des diesfälligen Pfand⸗ und Vorzugsrechtes keine Rede ſein 


ſterium eröffnet, daß das Miniſterium des Innern nicht in der Lage kann, wenn dasſelbe innerhalb der Zeit, 


für welche das Vorzugs⸗ 


iſt, die erwähnte Ermächtigung zu ertheilen, nachdem die derartigen recht beſteht, im Executionswege durch executive Einverleibung des Rück⸗ 


Conceſſionen einzuräumenden, und insbeſondere die von Z. erbetenen 
Befugniſſe in ſehr erheblicher Weiſe auf das Gebiet anderer autoriſirten 


ſtandes auf die bezügliche Realität geltend gemacht und die Execution 
gehörig fortgeſetzt wird; daß die k. k. kärutneriſche Finanzprocuratur in 


Functionäre (Advocaten und Notare) hinübergreifen würden, und auch Vertretung des k. k. Aerars laut Beſcheides des k. k. Landesgerichtes 


nicht die nöthigen Bürgſchaften im adminiſtrativen Wege beſtimmt wer⸗ 
den können, welche geeignet wären, das Publicum bei Ertheilung ſolcher 
Conceſſionen vor Schaden zu bewahren. 

Aber auch die Bezeichnung der angeſtrebten Geſchäftsunternehmung 
als „Patentbureau“ könnte nicht zugelaſſen werden, da ſie zur Irre⸗ 
führung des Publicums und zur möglichen Verwechslung dieſer Ge⸗ 
ſchäftsunternehmung mit den k. k. Behörden Anlaß bieten würde. 

Die k. k. Statthalterei wird ſonach aufgefordert, bei Erledigung 
des vorliegenden, ſowie ähnlicher Einſchreiten ſich ſtrenge an die bezüg⸗ 
lich der Privatgeſchäftsvermittlungen beſtehenden Vorſchriften zu Se. 


Zum Zwecke der Erhaltung des Vorzugsrechtes für die landes⸗ 
fürſtlichen Steuern muß die Execution von der Verwaltungsbe⸗ 
hörde nicht nur vor der Verſtreichung der letzten dreijährigen 
Rückſtandsfälligkeitsfriſt begonnen, ſondern anch gehörig, das iſt 
ununterbrochen, fortgeſetzt werden. 


In der Executionsſache des Simeon S. und beziehentlich der 
Eeſſionärin desſelben, Roſa S, wider Markus M. auf Zahlung von 
3160 fl. 97 kr. ſ. N., wurde bei der dritten Feilbietung vom 13. Mai 
1876 das in Execution gezogene Haus der Roſa S. um den Betrag 
von 5000 fl. ö. W. zugeſchlagen. 

In der Kauffſchillingsvertheilungs⸗Verhandlung beanſpruchte das 
k. k. Steueramt die Zahlung der ſeit dem Jahre 1866 rückſtändigen 
Steuern, und zwar der Hauszinsſteuer für die Jahre 1866 bis 1871, 
im Betrage von 101 fl. 19½ kr., der Steuer für das Jahr 1872, 
im Betrage von 21 fl. 49 kr., und endlich der Steuer für die Jahre 
1873 bis 1876, im Betrage von 66 fl. 47 kr., und die Zuweiſung 
aller dieſer Beträge als Vorzugspoſten vor allen Hypothekargläubigern. 

Dagegen beſtritt die Executionsführerin und Erſteherin das Vor⸗ 
recht bezüglich der erſten zwei Beträge und willigte bloß ein, daß der 
letzte Betrag von 66 fl. 47 kr. mit Vorzug dem k. k. Steuerärar zuge⸗ 
wieſen werde. 

Die erſte Inſtanz — das k. k. Bezirksgericht in Luſſino — hat 
mit dem Beſcheide vom 20. December 1876, Z. 2500, nur dieſen 
Betrag per 66 fl. 47 kr. als Vorzugspoſt behandelt und zugewieſen, 
und zwar: 

in Erwägung, daß dem Verlangen des k. k. Aerars auf Zuwei⸗ 
ſung ſämmtlicher Steuerrückſtände ſeit dem Jahre 1866 die Vorſchrift 
des Hofdecretes vom 16. September 1825, Z. 2132, entgegenſteht, 
und die Beſtimmung dieſes Geſetzes vielmehr für die Statthaftigkeit der 
dagegen von der Erſteherin erhobenen Einwendung ſpricht; 

in Erwägung, daß von einer Unterbrechung der Verjährung im 
Sinne des 8 1497 des b. G. B. hinſichtlich des vom k. k. Aerar geltend 
gemachten Vorrechtes für die dem Executionsbeſcheide vom 18. Juni 
1872, 3. 1316, vorausgehenden dreijährigen Steuerrückſtände keine 
Rede ſein kann, da die mit jenem Beſcheide eingeleitete Execution vom 
k. k. Aerar nicht weiter ordnungsmäßig fortgeſetzt worden iſt, und daß 
nur in Folge des Executionsgeſuches des Simeon S. vom 8. Juni 
1875, 3. 1197, die executive Verſteigerung der mit Pfand belegten 
Entien vor ſich gehen konnte. 

In dem Appellationsrecurſe bekämpfte die k. k. Finanzprocuratur 
die gegentheilige, vom Gerichte erſter Inſtanz angenommene Anſicht und 
berief ſich auf eine oberſtgerichtliche Entſcheidung vom 18. Jänner 1876, 
8. 520, mit welcher die gleichförmigen, abweislichen Erledigungen 
des k. k. Landesgerichtes in Klagenfurt und des k. k. Oberlandesgerichtes 
in Graz abgeändert wurden. 

Der k. k. oberſte Gerichtshof hat nämlich auf den außerordent⸗ 
lichen Reviſionsrecurs der k. k. kärntneriſchen Finanzprocuratur nom. 
des k. k. Aerars aus den Ermägungen: „daß dem k. k. Aerar bezüg⸗ 
lich der für eine Realität aushaftenden dreijährigen Steuer das allen 
anderen Pfandgläubigern vorausgehende Pfandrecht auf jene Realität 
gebührt; daß nach $ 1497 b. G. B. und nach der analogen Beſtim⸗ 


in Klagenfurt vom 23. April 1874, 3. 2433, die executive Einver⸗ 
leibung der vom Hauſe Nr. 71 für das Jahr 1872 rückſtändigen 
Hauszinsſteuer auf jenes Haus erwirkt, ſomit innerhalb der Zeit, wäh⸗ 
rend welcher für jene Steuer das vorzugsweiſe Pfandrecht beſtand, dieſes 
durch bücherliche Einverleibung im Executionswege geltend machte und 
die Execution bis zu der am 10. Juli 1875 erfolgten executiven Ver⸗ 
äußerung des Hauſes Z. 71 ſortſetzte; daß daher das executive ein⸗ 
verleibte vorzugsweiſe Pfandrecht ſür die ganze, vom Jahre 1872 an 
rückſtändige Hauszinsſteuer liquidirte Reſtſumme per 125 fl. 35 kr. 
unverjährt beſteht“, dem außerordentlichen Reviſionsrecurſe ſtattgebend, 
die erwähnten gleichförmigen unterrichterlichen Erledigungen dahin ab⸗ 
geändert, daß das k. k. Hauptſteueramt in Klagenfurt mit dem ganzen, 
pro 1872 entfallenden Hauszinsſteuer-Rückſtande per 125 fl. 35 kr. 
und mit dem ganzen angemeldeten Verzugszinſenausſtande per 31 fl. 79 kr., 
daher mit dem Geſammtſteuer⸗ und Executionsgebührenrückſtande per 
534 fl. 33½ kr. auf den für das Haus Nr. 71 in Klagenfurt 
executive erzielten Meiſtbot vor allen Tabulargläubigern gewieſen wird. 

Das k. k. küſtenländiſche Oberlandesgericht in Trieſt hat mit 
Erledigung vom 8. März 1877, 3. 909, den erſtrichterlichen Beſcheid 
theilweiſe abgeändert und dem k. k. Aerar als Vorzugspoſt noch die 
Summe von 21 fl. 49 kr. für die Hauszinsſteuer pro 1872 zuge⸗ 
wieſen; in den übrigen Theilen aber den Beſcheid der erſten Inſtanz 
aufrecht erhalten, und zwar: in Anbetracht der Umſtände, daß nach dem 
Juhalte des § 1497 des b. G. B. und der Analogie der Beſtim⸗ 
mungen des § 14 der Miniſterialverordnung vom 3. Mai 1850, 
3. 181, und der Miniſterialverordnung vom 13. December 1852, 
3. 256, das geſetzliche Vorrecht für die ſeit mehr denn drei Jahren 
rückſtändigen landesfürſtlichen Steuern dadurch aufrecht erhalten werden 
kann, daß vor der Verſtreichung des Trienniums — der dreijährigen 
Friſt nämlich — die Executionsſchritte wider den ſäumigen Schuldner 
eingeleitet und ſodann ordnungsmäßig zum Zwecke der Eintreibung der 
Rückſtände fortgeſetzt werden; indem ſonſt kraft der obbezogenen geſetzlichen 
Normen das erlangte Pfandrecht der Steuerrückſtände aus einer älteren 
Zeit (von mehr als drei Jahren) nur den Rang von dem Tage ihrer 
Eintragung in den öffentlichen Büchern ſichert; daß durch die von dem 
k. k. Steueramte in Luſſino am 18. Juni 1872, Z. 1316, und 
30. Juli 1873, 8. 1618, überreichten Executionsgeſuche zwar die 
Verjährung des geſetzlichen Vorzugsrechtes jedoch nur hinſichtlich jener 
Beträge unterbrochen wurde, welche Joſef Markus M. für die unmittel⸗ 
bar den Executionsgeſuchen vorausgehenden Steuerrückſtände ſchuldete; 
daß aber die mit dem erſten Beſcheide vom 18. Juni 1872, 3. 1316, 
erwirkte Execution nicht gehörig fortgeſetzt wurde, indem der Fiscus 
weder behauptet noch bewieſen hat, daß das erwähnte k. k. Steueramt 
in der Zeitepoche vom Juli 1872 bis zum Tage der Feilbietung, vom 
13. Mai 1876, alſo durch den Zeitraum von mehr als drei Jahren 
Executionsacte gegen den Schuldner zu dem Ende unternommen hätte, 
um fi) wegen der älteren Rückſtände vor dem Jahre 1872 das geſetz⸗ 
liche Vorzugsrecht zu bewahren und zu erhalten; daß dagegen für die 
rückſtändigen Steuerraten des Jahres 1872 in der Summe von 
21 fl. 49 kr., welche erſt durch die mit dem Beſcheide vom 31. Juli 
1873, 8. 1618, erlangte Execution geſichert erſcheint, das Vorzugs⸗ 
recht aufrecht erhalten wurde, und daß der ordnungsmäßigen Fortſetzung 
des ſo erlangten Pfandrechtes die für eine andere Forderung bewilligte 
Feilbietung des Hauſes im Wege ſtand, eine Feilbietung, welche vor 
dem Ablaufe der Friſt von drei Jahren nach dem erwirkten executiven 
Pfandrechte abgehalten wurde, weßhalb bezüglich der angegebenen Summe 
von 21 fl. 49 kr. des Steuerrückſtandes vom Jahre 1872 dem Be⸗ 
gehren der k. k. Finanzprocuratur willfahrt werden mußte. 

Der k. k. oberſte Gerichtshof verwarf mit Entſcheidung vom 
15. Mai 1877, Z. 5816, den bezüglich der Steuerrückſtände für die Jahre 
1869, 1870 und 1871 ergriffenen außerordentlichen Reviſionsrecurs. 

Gründe: In Erwägung, daß der außerordentliche Reviſionsrecurs 
der k. k. Finanzprocuratur gegen jenen Theil der unterrichterlichen Er⸗ 
ledigungen gerichtet iſt, mit welchem dem Begehren der k. k. Finanz⸗ 


procuratur, daß aus dem Kaufſchillinge der executive verſteigerten Entien 
dem k. k. Aerare mit Vorzug vor den anderen Hypothekargläubigern 
auch die rückſtändigen, auf dem verkauften Hauſe für die Jahre 1869, 
1870 und 1871 laſtenden Beträge an Hauszinsſteuer zugewieſen 
werden; 

in Erwägung, daß vermöge der Vorſchriften der Hofdecrete vom 
15. April und 16. September 1825, 3. 2089 und 2132, 1. Sep⸗ 
tember 1826, 3. 2219, 14. November 1831, 8. 2533, und 
14. Februar 1840, 3. 409, dem k. k. Aerar in den Fällen der exe⸗ 
cutiven Veräußerung von Liegenſchaften das geſetzliche Vorzugsrecht 
gegenüber den Hypothekargläubigern nur für die Steuerrückſtände von 
3 (drei) Jahren vom Tage der executiven Feilbietung zurückgerechnet, 
gebührt, und daß das vom k. k. Aerar für ältere Steuerrückſtände über 
die erwähnten drei Jahre hinaus erwirkte Pfandrecht die Wirkung nicht 
beſitzt, das geſetzliche Vorzugsrecht auch auf jene älteren Steuerrückſtände 
auszudehnen, ſondern einzig und allein das k. k. Aerar in Bezug auf 
die älteren Steuerrückſtände in die Lage und in die Vortheile der 
übrigen Hypothekargläubiger verſetzt und dieſen Letzteren blos gleich⸗ 
geſtellt, für welche Gläubiger bei der Vertheilung des Kaufſchillings der 
Zeitpunkt des erlangten Pfandrechtes nach dem Stande der öffentlichen 
Bücher entſcheidend iſt; was alles noch deutlicher aus den in der 
Miniſterialverordnung vom 13. December 1852, 3. 256, enthaltenen 
Beſtimmungen zu erſehen iſt; . 

in Erwägung, daß in dem vorliegenden Falle es ſich nicht um 
eine erlangte und bis zu ihrem Ende gehörig fortgeſetzte Execution des 
k. k. Aerars in Folge des Executionsbeſcheides vom 18. Juni 1872, 
3. 1316, zum Zwecke der Hereinbringung der rückſtändigen Hauszins⸗ 
ſteuer bis zum Schluſſe des Jahres 1871, ſondern um eine Executions⸗ 
führung handelt, welche erſt im Juni 1875 von dritten Perſonen in 
Gang geſetzt worden iſt, und welche mit der executiven Veräußerung 
der in Execution gezogenen Entien beendet worden iſt; weßhalb das 
Vorzugsrecht des k. k. Aerars auf die letzten drei Jahre beſchränkt 
blieb und daher keineswegs auf die Jahre 1869, 1870 und 1871 
ausgedehnt werden konnte. Ger.⸗H. 


Rechtsſätze, erſchloſſen aus oberſtbehördlichen Entſcheidungen 
in Tandesculturangelegenheiten. 


Enteignung von Privatgewäſſern. 


Die Grundſätze der 88 15 und 17 des Reichsgeſetzes über das 
Waſſerrecht, betreffend die Enteignung von Liegenſchaften oder Einräu⸗ 
mung von Dienſtbarkeiten, über die Ermittlung der Entſchädigung, ſowie 
über das Recht des Expropriaten, die Ablöſung des ganzen Grundſtückes 
zu verlangen, falls dasſelbe durch die theilweiſe Belaſtung oder Abtretung die 
zweckmäßige Benutzbarkeit verlieren würde, finden auch Anwendung auf 
die Enteignung von Liegenſchaften zum Zwecke von Schutz⸗Uferregu⸗ 
lirungs⸗ und anderen im öffentlichen Intereſſe unternommenen Waſſer⸗ 
bauten. 

Ueber die Frage, ob das Grundſtück für den Beſitzer die zweck⸗ 
mäßige Benützbarkeit verliert und daher abzulöſen ſei, haben die Ver⸗ 
waltungsbehörden und nicht die Gerichte zu entſcheiden. 

Entſcheidung des Ackerbau⸗Miniſteriums vom 2. Juni 1877, Z. 6102. 


Erſatzpflicht der Waſſergenoſſenſchaften gegenüber den einzelnen 
Mitgliedern. 

Die Frage, ob eine Waſſergenoſſenſchaft, weil ſie angeblich ihrer 
Verbindlichkeit gegen einzelne Mitglieder nicht nachgekommen iſt, erſatz⸗ 
pflichtig ſei, iſt im Rechtswege auszutragen. 

Entſcheidung des Ackerbau⸗Miniſteriums vom 6. Juni 1877, Z. 4877. 


Austritt aus der Waſſergenoſſenſchaft. 

Die im Waſſerrechtsgeſetze eingeräumte Befugniß der Ausſcheidung 
einzelner Grundſtücke aus dem Verbande einer Waſſergenoſſenſchaft, wenn 
der angeſtrebte Zweck nicht erreicht worden iſt, hat auch bei jenen 
Waſſergenoſſenſchaften Geltung, welche vor eingetretener Wirkſamkeit des 
Waſſerrechtsgeſetzes entſtanden find. 

Entſcheidung des Ackerbau⸗Miniſteriums vom 6. Juni 1877, Z. 4877. 
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Uerordnungen. 


Erlaß des k. k. Miniſteriums des Innern vom 16. Juli 1878, 3. 9536, betreffend 
das Vorgehen im Falle der beabſichtigten Außerlandesſchaffung ruſſiſcher Unter⸗ 
thauen. 

In den verfloſſenen Monaten ſind Fälle vorgekommen, in welchen in 
Schub geſetzte angeblich nach Rußland zuſtändige Individuen von der ruſſiſchen 
Grenzbehörde nicht nur wegen der mangelhaften Ausweife über ihre Staatsan⸗ 
gehörigkeit, ſondern auch aus dem Grunde nach Szezakowa zurückgewieſen wurden, 
weil die ruſſifche Grenzbehörde von der competenten Obrigkeit zur Aufnahme dieſer 
Individuen nicht ermächtigt war. 

Um nun den galiziſchen Grenzgemeinden die Verwahrung und Verpflegung 
derartiger Schüblinge nicht aufzubürden, beehrt ſich das Miniſterium des Innern 
mit Beiziehung auf den h. o. Erlaß vom 19. October 1876, Nr. 3288,/M. J. 
Hochdieſelben zu erſuchen, den competenten Behörden des unterſtehenden Ver⸗ 
waltungsgebietes als Richtſchnur in vorkommenden Fällen gefälligſt vorſchreiben 
zu wollen, daß vor der Außerlandesſchaffung ruſſiſcher Unterthanen nich! nur 
ihre Staatsangehörigkeit feſtzuſtellen, ſondern auch die Ermächtigung zur Ueber⸗ 
nahme ſolcher Individuen Seitens der betreffenden ruſſiſchen Behörden im geeig⸗ 
neten Wege zu erwirk n ſei. 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät Haben den Oberfinanzrath und Finanzbezirksdirector in 
Graz Alois Kurnig zum Finanzdirector in Klagenfurt ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Generalſecretär und Centraldirector der böh⸗ 
miſchen Weſtbahn Dr. Angelo Ritter v. Kuh den Titel eines Regierungsrathes 
taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Rechnungsofficialen erſter Claſſe Carl Tomitit 
und Emerich Klokodevie der Grenzrechnungsabtheilung beim Generaleommando 
in Agram den Titel und Charakter eines Rechnungsrathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Hilfsämter⸗Directionsadjuncten an Miniſterium 
des Innern und Caſſier des Stadterweiterungsfondes Georg Koll mer den Titel 
eines kaiſerl. Rathes taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem bergbehördlichen Kanzliſten und Titular⸗Official 
Ferdinand Spurny in Leoben, anläßlich deſſen Penſionirung das goldene Ver⸗ 


dienſtkreuz verliehen. 


Seine Majeſtät haben dem Bürgermeiſter in Hernals Johann Georg 


Elterlein das goldene Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen. 


Der Minifterpräfident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
Miniſterial⸗Viceſecretär Dr. Franz Auguſt Alimonda Edlen v. Mannentreu 
und den Statthaltereiſecretär Benedict Grafen v. Giovanelli zu Bezirkshaupt⸗ 
männern im Küſtenlande ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Steuerinſpector Heinrich Sykora zum 
Steuer⸗Oberinſpector der Prager Finanz⸗Landesdirection ernannt. 

Der Handelsminiſter hat dem mit Titel und Charakter eines Rechnungs⸗ 
rathes bekleideten Rechnungsrevidenten und Vorſtande der Poſtdirection für 
Oeſterreich unter der Enns Eduard Reidlinger eine beim Poſtfach⸗Rechnungs⸗ 
departement erledigte Rechnungsrathsſtelle verliehen. 


Erledigungen. 


Secretärsſtelle bei der k. k. Bergdirection in Pribram, mit der achten 
Rangsclaſſe, bis Ende September. (Amtsbl. Nr. 193.) 

Zwei Ingenieurſtellen für den Staatsbaudienſt in Böhmen, mit der 
neunten Rangsclaſſe, eventuell zwei Bauadjunctenſtellen mit der zehnten Rangs⸗ 
elaſſe, bis Ende Auguſt. (Amtsdl. Nr. 194.) 


— xp — — 


Im Verlage der Buchhandlung Moritz Perles in Wien, 
Bauernmarkt 11, iſt ſoeben erſchienen: 


Die Dienſtboten⸗Ordnung für das 
Niederöſterreich 
vom 22. Jänner 1877 (L. G. B. Nr. 6.) 


Verſehen mit mehreren für den Amtsverkehr eingerichteten Formularien, 
dem Geſetzestexte und einem alphabetiſchen Sachregiſter. 
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